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134.) Gesetz, betreffend die privatrechtlicheStellung der Erwerbs- und WirthschaftsII
«— GenossenschaftenVom 4. Juli 1868.

erordnenim Namen des NorddeutschenBundes, nach.ergolgterZustimmun des

undesrathes und des Reichstages, für das ganze Gebiet es Bundes,was Folgt:

Abschnitt I.

Von Errichtung der Genossenschaften

»

» Z. 1.
« « sspfl

Geelk a»,.en von nicht geschlossenerMitgliederzahl, melchedie Förderung
»

»

x

KredistsjchdxsErwerbes oder der Wirthschaft ihrer Mitglieder mittelstge-

schaftlichenGeschäftsbetriebesbezwecken(Genossenschaften),namentlich:

ErzVorschuß-und Kreditvekeine,
«

-):»s"«Rohstoff-und Magazinvereine, .

sz

·1Bereineur Anfertigungvon Gegenständenund zum Verkaufdergefer-
ten Gzegenständeauf gemeinschaftlicheRechnung (Produktivgenossen-
aften),

v

-

«

"

zkis1Vereineum gemeinschaftlichenEinkauf von Lebensbedükfnissenim Großen
undAb aß in kleineren Partien an ihre MItglIedeP(K0UsUmVekeiUe)-

Vereinezur Herstellungvon Wohnungenfiir ihre Mitglieder,

die·im gegenwärtigenGesetzebezeichnetenRechteeiner «eingetragenen
chaft«unter den nachstehendangegebenenBedingungen
setzt-L1868. 59 Z. 2.

gebenzu Berlin den 15. Juli 1868. ·J iszxj
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Z. 2.

Zur Gründungder Genossenschaftbedarf es:

l) der schriftlichenAbfassungdes Gesellschaftsvertrages(Statuts),«

2) der Annahme einer gemeinschaftlichenFirma.

Die Firma der Genossenschaftmußvom Gegenstandeder Unternehmung

Entlltehntsein und die zusätzlicheBezeichnung,,eingetrageneGenossenschaft-«ent-

a en.

Der Name von Mitgliedern (Genossenschaftern)oder anderen Personen
darf in die Firma nicht aufgenommen werden. Jede neue Firma muß sich von

allen an demselbenOrte oder in derselbenGemeinde bereits bestehendenFirmen
eingetragener Genossenschaftendeutlich unterscheiden.

Zum Beitritt der einzelnenGenossenschaftergenügtdie schriftlicheErklärung.

«
Z. 3.

Der Gesellschaftsvertragmuß enthalten:

1) die Firma und den Sitz der Genossenschaft-

2) den Gegenstanddes Unternehmens,«

Z) die Zeitdauer der Genossenschaft,im Falle dieselbeauf eine bestimmte
Zeit beschränktsein soll,·

4) die Bedingungen des Eins und Austritts der Genossenschafter;

5) den Beitragder Geschäftsantheileder einzelnenGenossenschafterund die
Art der Bildung dieserAntheilej

6) die Grundsätze,nach welchendie Bilanz aufzunehmenund der Gewinn

zufllierechnenist, und die Art und Weise, wie die Prüfung der Bilanz
"

er o gt;

7) die Art der Wahl und Zusammensetzungdes Vorstandes und die For-
men für die Legitimationder Mitgliederdes Vorstandes und der Stell-
vertreter derselben;

8) die Form , in welcherdie Zusammenberufungder Genossenschaftergeschieht;

9) die Bedingungen des Stimmrechts der Geno en a ter Und die orm

in welcherdasselbeausgeübtwird ;
ss sch f F !

10) die Gegenstände,über welchenicht schondurch einfacheStimmenmehrheit
der auf Zusammenberufung erschienenenGenossenschafter,sondern nur -

«-

durch eine größereStimmenmehk eit oder na anderen Er orderni en »

Beschlußgefaßtwerden kann;
h ch f ss

»

11) die Form , in welcherdie von der GenossenschaftausgehendenBekannt-·
,

mais-»F«
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machun en erfolgen, sowie die öffentlichenBlätter, in welchedieselben
aufzunegmensind;

12) die Bestimmung,»daß alle Genossenschafterfür die Verbindlichkeitender

Genossenschaftsolidarischund mit ihrem ganzen Vermogen haften.

s. 4.

,

Der Gesellfchaftsvertragmuß bei dem Handelsgerichte,in dessenBe irk
die Genossenschaftihren Sitz hat, nebst dem Mitgliederverzeichmssedurch en

Vorstandeinge«reicht,vom Gerichtein das Genossenschaftsregister,welches, wo

em Handelsregisterexistirt, einen Theil von diesem bildet, eingetragen und im

Auszugeveröffentlichtwerden.

Der Ausng muß enthalten:

l) das Datum des Gesellschaftsvertrages;

2) die Firma und den Sitz der Genossenschaft;

3) den Gegenstanddes Unternehmens;

’4) die Zeitdauer der Genossenschaft, im Falle dieselbe auf eine bestimmte
Zeit beschränktsein sollj

5) die Namen und den Wohnort der zeitigenVorstandsmitglieder;

6 die orm in welcher die von der GenossenschaftausgehendenBekannt-) macEmgenerfolgen, sowie die öffentlichenBlatter, m welchedieselben
aufzunehmensind.

Zugleichist bekannt zu machen,daß das Verzeichnißder Genossenschafter
jeder Zeit bei demHandelsgerichteeingesehenwerden konne.»

Jst in dem Gesellschaftsvertrageeine Formbestimmt,in welcheroderBor-

and seineWillenserklärungenkund giebtund fur die Genossenschaftzeichnet, so
ist auch dieseBestimmung zu veröffentlichen.

Z. 5.

Vor erfolgterEintragung in das Genossenschaftsregisterhat die Genossen-
schaft die Rechte einer eingetragenenGenossenschaftsuchte

Z. 6. .

Jede Abänderungdes Gesellschaftsvertragesmußschriftlicherfolgen Und
dem andelsgerichteunter UeberreichungzweierAbschriftendes Genossenschafts-
VeschUssesangemeldet werden.

. , .

Mit dem Abänderungsbeschlussewird in gleicherWeise wie mit dem

UklpkünglichmVertrage verfahren. Eine Veröffentlichungdesselbenfindet nur

insoweitstatt- als sich dadurch die in den früherenBekanntmachungenenthal-.
«tenen Punkte ändern.

Der Beschlußhat keine rechtlicheWirkung, bevor derselbebei dem
59s e -
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dellsgeklchteindessen Bezirk die Genossensa i renSitz at in das Geno en-

schafts-Reg,istereingetragenworden ist»
ch ft h h - ss

Z. 7. «

»

Bei jedem Handelsgerichte,in dessenBezirk die Genossenschafteine Zweig-
niederlassung hat, muß diese Behufs der Eintragung in das Genossenschafts-
Register angemeldetwerden, und ist dabei Alles zu beobachten,was die ZZ. 4.
bis 6. für das Hauptgeschäftvorschreiben. «

Z. 8.

»

Das Genossenschaftsregisterist öffentlich,und gelten hierbei die im All-

gemeinenDeutschenHandelsgesetzbuchin Bezug auf das Handelsregistergege-
enen Bestimmungen

Abschnitt It.

« Von den Rechtsverhältnissender Genossenschafterunter einander,
sowie den Rechtsverhältnissenderselbenund der Genossenschaft

. gegen Dritte.

s. 9.

Das Rechtsverhältnißder
Genogenschafter

unter einander richtet sich u-

nächstnach dem Gesellschaftsvertrage.. etztererdarf von den Bestimmungener

nachfolgendenParagraphen nur in denjenigenPunkten abweichen,bei welchen
dies ausdrücklichfür zulässigerklärt ist. ·

In Ermangelung einer anderen Bestimmung des Gesellschaftsvertraes
wird der Gewinn unter die GenossenschafternachFöhe

von deren Geschätsi
antheilen vertheilt, ebensoder Verlust, soweit diese ntheile zusammenzu de en

Deckung ausreichen, wogegen ein nachErschöpfungdes Genossenschaftsvermöens

noch zu deckender Rest gleichmäßignach Köpfenvon sämmtlichenGenossenschatern
"

«

aufgebracht wird.

GenossenschafteryWelcheauf ihre Geschäftsantheiledie ihnen statutenmäßig
·,

obliegendenEinzahlungen geleistethaben, können von anderen Genossenschaftern
nicht aus dem Grunde, weil letztereaus-ihre Antheilemehr eingezahlthaben, im
Wege des Rückgriffsin Anspruchgenommen werden,sofern nichtder Gesellschafts-
vertrag ein Anderes festsetzt. z

s. 10.

Die Rechte welcheden Genossenschafternin Angelegenheitender Geno en-
schaft- insbesondetein Beziehung auf die Führungder Geschäfte,die Einsäxcht

»Tr.

«-

th
ist-

«7-.s.
JsgwxwspiM3hJ
H-
Je
.--

und Prufung der Bilanz und die Bestimmungder Gewinnvertheilungzustehen-«.
werdenvon der Gesammtheit der Genossenschafterin der Generalversammlung
ausgeübt -

"

Jeder
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JedesGenossenschafterhat hierbei Eine Stimme , wenn nicht derGesells
schaftsvertragein Anderes festsetzt.

Z. 11.

Die eingetrageneGenossenschaftkann unter ihrer Firma Retchteerwerben

undVerbindlichkeiteneingehen,Eigenthumund andere dinglicheRechtean Grund-
stuckenerwerben, vor Gericht klagenund verklagt werden.

»

«h hortdentlicherGerichtsstandist bei dem Gerichtejin dessenVezlkksie
i ren i a.

Genossenschaftengelten als Kaufleute im Sinne des AllgemeinenDeut-
schtelnfltHandelsgesetzbuches,soweit dieses Gesetz keine abweichendenVorschUstcU
en a .

Z. 12.

-

» Insoweit die Genossenschaftsgläubigeraus dem Genossenschaftsvermögen
nicht befriedit werden können,haften ihnen alle Genossenschaftenohne daßdiesen
die Einrede er Theilung zusteht, für die Ausfållesolidarisch und mit

» ihrem
ganzen Vermögen. Diese Solidarhaft kann von einein Genossenschaftsglaubiger
nur geltend gemacht werden, wenn im Falle des Konkur es die Voraussetzun-
gen THEZ. 51. vorliegen, oder wenn die Eröffnungdes onkurses nicht erfol-

en ann.
»

g
Wer in eine bestehendeGenossenschafteintritt, haftet gleichden anderen

Genossenschafternfür alle von der Genossenschaftauch vor seinem Eintritte ein-

gegangenen Verbindlichkeiten.
« , » »

Ein entgegenstehenderVertragist gegen Dritte ohne rechtlicheWirkung
Die einer GenossenschaftbeigetretenenFrauenspersonenkonnen iii Betreff

der dadurcheingegangenenVerpflichtungen»andie in den einzelnenStaaten gel-
tenden Rechtswohlthatender Frauen sichnicht berufen.

Z. 13.

Die Privatgläubigereines Genossenschafterssind nicht befugt, die zum
GenossenschaftsvermögengehörigenSachen, JorderungenoderRechte, odereinen

Antheil an denselbenzum Behufe ihrer Befriedigungoder Sicherstellun·in An-
spruch zu nehmen. Gegenstand der Exekution,des Arrestes oder » der eschlag-
na me kann für sie nur dasjenigesein, was derGenossenschafterselbstan Zinsen
un an Gewinnantheilenzu fordern berechtigtist und was ihm imFalle der
Auflösungder Genossenschaftoder des Ausscheidensaus derselbenbei der Aus-
einandersetzungzukommt.

§. 14.

Die Bestimmun des vori en ara ra hen gilt auch in Betreffder Privat-
gläubiger,zu deren qunsteneiiåzeHkpotgekpoderein Pfandrecht an dem Ver-
mögeneinesGenossenschafterskraft des Gesetzes oder aus einein anderen Rechts-
grunde besteht. Jhre Hypothek oder ihr Pfand-rechterstrecktsich nicht aufvdie

zum GenossenschaftsvermögengehörigenSachen, Forderungenund Rechte, odeia- au
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auf einen Antheil an denselben, sondern nur auf dasjenige, was in dem letzten
Satze des vorigen Paragraphen bezeichnetist.

«

Jedoch werden die Rechte, welche an dem von einem Genossenschafterin
das Vermögender Genossenschaftein ebrachtenGegenstande bereits

lzurZeit des

Einbringens bestanden, durch die vorgehendenBestimmungennicht erührt.

s. 15.

Eine Kompensation zwischenForderungender Genossenschaftund Privat-
forderungen des Genossenchaftsschuldnersgegen einen Genossenschaftersindet
während der Dauer der enossenschaftweder ganz noch theilweise statt. Nach
Auflösungder Genossenschaftist sie zulässig,wenn und soweitdie Genossenschafts-
forderung dem Genossenschafterbei der Auseinandersetzungüberwiesenist.

Z. 16.

Hat ein Privatgläubigereines Genossenschaftersnach fruchtlos vollstreckter

nachstigenAuseinandersetzungzu ommende Guthabenerwirkt, so ist er berechtigt,
die Genossenschaftmag auf bestimmte oder unbestimmteZeit eingegangensein,
Behufs seinerBefriedigung, nach vorher von ihm geschehenerAufkündigung,das

Ausscheiden·enes Genossenschafterszu verlangen.
Die ufkündigungmuß mindestens sechs Monate vor Ablan des Ge-

schäftsjahresder Genossenschaftgeschehen.

Abschnitt Ill.

Von dem Vorstande, dem Anfsichtsratheund der Generalversammlung

s. 17.

Jede Genossenschaftmuß einen aus der Zahl der Genossenschafteru

wählendenVorstand haben. Sie wird durch denselbengerichtlichund außezr-
gerichtlichvertreten.

«

Der Vorstand kann aus einem oder mehreren Mitgliedern bestehen, diese
können besoldet oder unbesoldetsein. Ihre Stellung ist zu jeder Zeit wider-

-

ruflich, unbeschadetder Entschädigungsansprucheaus bestehendenVerträgen.

Z. 18.

Die jeweiligenMitglieder des Vorstandesmüssenalsbald nach ihrer Be-
stellnn zur Eintragung in das Genossenschaftsregisterangemeldet werden. Die
Anlnel Ung ist durch den Vorstand UnterBeifügungseinerLegitimationentweder
in PersonzU bewirken- oder in beglaubigterForm einzureichen.Zugleichhaben
die Mitglieder des Vorstandes ihre Unterschriftvor dem Handelsgerichtezu
zeichnmoder die Zeichnung ebenfalls in beglaubigterForm einzureichen.

Z 19

Exekutionin dessenPrivatvermö»en die Exekutionin das demselbenbei der dem-
«
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s. 19.

Der Vorstand hat in der durch den GesellschaftsvertragbestimmtenForm
seineWillenserklärungenkund zu geben und für die Genossenschaftzu zeichneii.
Jst nichts darüber bestimmt, so ist die Zeichnung durch sämmtlicheMitglieder
des Vorstandes erforderlich. Die Zeichnung geschiehtin der Weise, daß die
Zeichnendenzilx

der Firma der Genossenschaftoder zu der Benennung des Vor-

standes ihre nterschrifthinzufügen.

s. 20.

Die Genossenschaftwird durch die vom Vorstande in ihrem Namen ge-

schlossenenRechtsgeschäfteberechtigtund verpflichtet. Es ist gleichgültig-ob das

Geschäftausdrücklichim Namen der GenossenschaftgeschlossenWokden ist- dek
ob die Umständeergeben, daß es nach dem Willen der Kontrahenten für dte

Genossenschaftgeschlossenwerden sollte·
Die Befugnißdes Vorstandes zur Vertretung der Genossenschafterstreckt

sich auch auf diejenigenGeschäfteund Rechtshandlungkwfür Welchenach den

Gesetzeneine Spezialvollmachterforderlichist. Zur Leglnmation»desVorstandis
bei allen , das HypothekenbuchbetreffendenGeschäftenund Antragen genügtein
Attest des Handelsgerichts daß die darin zu bezeichnendenPersonen als Mit-

gliederdes Vorstandes in as Genossenschaftsregistereingetragen sinds

Z. 21.

Der Boreand ist der Genossenschaftgegenüberverpflichtet, die Beschrän-
kungeneinzuhaltsetmwelche in dem Gesellschaftsvertrageoder durchBeschlüsse
der Generalversammlun für den Umfangseiner Befugniß, die Genossenschaft

zu
vertreten , festgesetztSindGe en dritte Personen hat,1edocheine Beschraw

Ung des Vorstandes , die Genossenschaftzu vertreten, keine rechtlicheWirkung.
Dies gict insbesondere für den Fau- daß dte Vertretungsich pur aUf gewisse
Arten von Geschäftenerstreckenoder nur unter gewissenUmständen.oder sur
eine gewisseZeit oder an einzelnenOrten stattfindenfoll- oder daß dle ZUstIW
mun der Generalversammlung,eines Aufsichtsrathesoder eines anderen Organs
der enossenschafterfür einzelneGeschäfteerfordert ist.

Z«22.
.

Eide Namensder Genossenschaftwerden durch den Vorstand geleistet.

§. 23.

Jede ganze oder theilweiseAenderungim Personaldes Vorstandes muß
von dem ganz oder theilweiseerneuten Vorstandegememschaftlichin Person oder
in beglaubigterForm dem Handelsgerichtezur Eintragung in das Genossenschafts-
Registerund offeiitlichenBekanntmachungangemeldetund dabei wegen Einrei ung
der Legitimationund ZeichnungSeitens der neu Eintretenden das in Z. 18. er-

ordnete beobachtetwerden.
·

D sa -
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Dasselbe gilt für den Fall , daß interimistischeStellvertreter eines oder

mehrerer Vorstandsmitgliedergewähltwerden.
Dritten Personen kann die Aenderungnur insofern entgegengesetztwerden,

als in Betreff dieser Aenderung die in Artikel 46. des AllgemeinenDeutschen
Handelsgesetzbuchesin Betreff des Erlöschensder Prokura bezeichnetenVoraus-

setzungenvorhanden sind.
"

Z. 24.

Zur Behändigungvon Vorladungen und anderen Zustellungen an die Ge-
nossenschaftgenügtes , wenn dieselbennein Mitglied des Vorstandes, welches
zu zeichnenoder mitzuzeichnenbefugt ist, geschieht.

§. 25.

Der Vorstand ist verbunden, dem Handelsgerichteam Schlusse jedes
Quartals über den Eintritt und Austritt von GenossenschafternschriftlichAnzeige
zu machen und alljährlichim Monat Januar ein vollständiges,alphabetischge-
ordnetes Verzeichnißder Geiiossenschaftereinzureichen.

Das Handelsgerichtberichtigtund vervollständigtdanachdie Liste der Ge-
nossenschafter.

s. 26.

Der Vorstand ist verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen
Bücher der Genossenschaftgeführt werden. Er muß spätestensin den ersten
sechsMonaten jedesGeschäftsjahreseine Bilanz des verflossenenGeschäftsjahres,
die Zahl der seit der

vorjährigenBekanntmachungauf enommenen oder aus-

eschiedenen,sowie die Zah der zur Zeit der Genossenschat angehörigenGenossen-
chafter veröffentlichen.

s. 27.

Mitglieder des Vorstandes, welche in dieserihrer Eigenschaftaußerden

Grenzen ihres Auftrages oder den Vorschriftendieses Gesetzesoder des Gesell-
schaftsvertragesentgegenhandeln, haften persönlichund solidarischfür den dadurch
entstandenenSchaden.

Sie haben, wenn ihreHandlungenauf andere, als die in dem gegen-
wärtigenGesetze(Z. 1.) erwähnten eschätlichenZweckegerichtetsind, oder wenn

sie in der Generalversammlung die Lrörterungvon Antr«

hindern, welcheauf öffentlicheAngelegenheitengerichtet ind,»deren Erörterung
unter die Landesgesetzeüber das Versammlungs-und Vereinsrecht fällt, eine

Geldbußebis zu 200 Thalern verwirkt.

s. 28.

Der Gesellschaftsvertragkann dem Vorstande einen Aufsichtsrath(Ver-
waltungsrath,Ausschuß)an die Seite setzen, welcher vonden Genossenschafterii
aus ihrer Mitte, jedochmit Ausschlußder Vorstandsmitglieder,gewähltwird.

g

...
«

.-

en gestatten oder nicht «

-x

.
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ein Au sichtsrathbestellt, so überwachtderselbedie Geschäftsführung
der Ge«"ci;isixssenschaftfin allen Zweigen der Verwaltung»Erkannsich»vondem

Gange der Angelegenheitender Genossenschaftunterrichten, die Bucher sund

Schriften derselben jederzeiteinsehen,den Bestand der Genossenschaftskasseunter-

suchenund Generalversammlunen berufen. Er kann»,sobald es ihm»noth-
wendig erscheint, Vorstandsmitgieder und Beamte vorlaufiåxUnd zwqr bis zur
Entscheidun der demnächstzu berufendenGeneralversamm ng,»vonx»i,l«)1;e»nBe-

giegjiiisienensbåndenund wegen einstweiligerFortführungder Geschaftedienothigen
n alten tre en.

’

,

Er hat die Jahresrechnungen,die Bilanzen und die Vorschlagezur Ge-

wgixiverthestlungzu prüfenund darüber alljährlichder GeneralversammlungBe-
ri zu er atten.

—

. «

Er hat eine Generalversammlungzu berufen,wenn dies im Interesseder
»

Genossenschafterforderlichist.

e

Z. 29.

Der AUfsi tsmthi ermächtit egen die Vorstandsmitgliederdie Prozesse
u führen,welchkkhdie Gekeralversaigmlgngbeschließt,und die Genossenscha.

bet

bschließungvon Verträgenmit dem Vorstande zu vertreten. We en der
lrogmder Legitimationsführunghat der Gesellschaftsvertragdas Erforderlichezu e-

stimmetBZ ft d« M·t l"eder des Aufsichtsratheseinen
«

enn die Genoen a een ie igi
.

,

»

Prozeßzu führenhat, ,ssoErdsigeZurchBevollmächtigtevertreten,welchein der

Generalversammlunggewähltwerden. Jeder Genossenschafterist befugt, als«
Jntervenient in einen solchenProzeßauf seine Kosten emzutreten.

Z. 30.

- Der Betrieb von Geschäftender Gen»ossen·schaft,sowie die Vertretungder

Genossenschaftin Beziehung auf dieseGeschaftsfuhrung,kann auch sonstigenBe-

vollmächtigtenoder Beamten der Genossenschaftzugewiesenwerden. Jn diesem
Falle bestimmt sich die Befugnißderselben nach der ihnen ertheilten Vollmacht,sz
sie erstrecktsich im Zweifel auf alle Rechtshandlungen, welchedie Ausführung
derartigerGeschäftegewöhnlichmit sichbringt.

§. 31.

-

z
« Die Generalversammlungder GenossenschastekXVI-IVdxkkchden Vorstand

«

berufen, soweit nicht nach dem Gesellschaftsvertrageoder dtesemsGesetzeauch
andere Personen dazu befugt sind. » «

Eine Generalversammlungder (—55enossenschafterIstaußer»den»1mGesellschafts-
vertra e ausdrücklichbestimmtenFällen zu berufen- Wenn dies Im Interesseder

Genossenschafterforderlicherscheint.
,

Die Generalversammlungmuß sofort bemer Werde-U-Wenn mindestens
der zehnte Theil der Genossensch«1stekin einer von ihnen zu«Untexzeichnendm

» Eingabean den Vorstand unter Anführungdes ZweckesUnd der Gxnndedatan
, ansikqgkJst in dem Gesellschaftsvertragedas Recht der Berufung entek General«

f- s Bandes-Gesetzen 1868. 60 ver-
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versammlungeinem größerenoder geringerenTheile der Genossenschafterbeigelegt,
so hat es hierbei sein Bewenden.

s. 32.

Die Berufung der Generalversammlunghat in der durch den Gesellschafts-
vertrag bestimmtenWeise zu erfolgen.

Der Zweck der Generalversammlungmuß jederzeit bei der Berufung
bekannt gemachtwerden. Ueber Ge enstände,deren Verhandlung nicht in dieser
Weiseangekündigtist, können Beschlüssenichtgefaßtwerden« jedochdie Beschlüsse
über Leitung der Versammlung, sowieuber Anträgeauf Berufungeiner außer-
ordentlichen Generalversammlungausgenommen.

Zur Stellung von Anträgenund zu Verhandlungenohne Beschlußfassung
bedarf es der Ankündigungnicht. .

s. 33.

Der Vorstand ist zur Beobachtungund Ausführungaller Bestimmungen
des Gesellschaftsvertragesund der in Gemäßheitdesselbenvon der Generalver-
sammlunggültig gefaßtenBeschlüsseverpflichtetund dafür der Genossenschaft
verantwortlich.

» »

Die Beschlüsseder Generalversammlungsind m em Protokollbucheinzu-

tragden,desgenEinsicht jedem Genossenschafterund der Staatsbehördegestattet
wer en mu .

Abschnitt IV.

Von der Auflösungder Genossenschaftund dem Ausscheideneinzelner
Genossenschaften

Z. 34.

Die Genossenschaftwird aufgelöst:

1) durch Ablauf der im GesellschaftsvertragebestimmtenZeit,«

2) durch einen Beschlußder Genossenschaft;

3) durch Eröffnungdes Konkurses (Falliments).

§. 35.

Wenn eine GenossenschaftsichgesetzwidrigerHandlungenoder Unterlassungen
schuldigmacht, durch welche das Gemeinwohlgefährdetwird , oder wenn sie (
andere, als die im gegenwärtigenGesetze(Z. 1.) bezeichnetengeschäftlichenZwecke
verfolgt,so kann sie aufgelöstwerden , ohne daßdeshalb ein Anspruch auf Ent-

schädigungstatt-findet
»

,
.

Die Auflösungkann in diesem Falle nur durch gerichtlichesErkenntmß
auf Betreiben der höherenVerwaltungsbehördeerfolgen. Als das

zustänggee-
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Gerichtist dasjenigeanzusehen,bei welchemdie Genossenschaftihren ordentlichen
Gerichtsstandhat.

«

.

.

Das Erkenntnißist von dem zuständigenGerichte demjenigenGerichte,
welches das Genossenschaftsregisterführt, zur Eintragung und Veröffentlichung
nach s. 36. mitzutheilen.

s. 36.

»

Die Auflösungder Genossenschaftmuß, wenn sie nichteine Folge des

eroffnetenKonkurses ist, durchden Vorstand zur Eintragung m- das Genossen-
sYastskeåZzlsterangemeldet werden; sie muß zu drei verschiedenenMalen durch die

fur ddieekanntmachungender GenossenschaftbestimmtenBlätter bekannt gemacht
wer en.

Durch die Bekanntmachunmüssendie Gläubiger zugleich aufgefordert
werden, sichbei dem VorstandederGenossenschaftzu melden.

Z. 37.

Die Konkurseröffnungist vom Konkursgerichtevon Amtswegenin das

Genossenschaftsregistereinzutragen. Die Bekanntmachizngder Eintraung durch
eine Anzei e in den im Z. 4. Nr. 6. bestimmtenBlättern »,unterbleit. Wenn
das Genossenschaftsregisternicht bei dem Konkursgerichtegerhrt WkkdiJVIst dee
Konkurseröffnungvon Seiten des Konkursgerichtesdem,Handelsgenchtesdel
Welche-ZUdas Registergeführtwird, zur Bewirkung der Eintragung unverzuglich
anzuzeigen.

"

s. 38.

Jeder Genossenschafterhat das Recht, aus der Genossenschertauszutreleni
auch wenn der Gesellschaftsvertragaus bestimmteZeit geschloLsfenist. »

Jst iiber die Kündigungsfristund den Zeitpunktdes ustrrttsim Gesell-
schaftsvvertragenichts fest esetzt,so findet der Austritt nur mit deinSchlußdes

Geschaftsjahresnachvor eriger, mindestensvierwöchentlicherAnkaUdIgUngstatt.
Fernererlischtdie Mit liedschaftdurch den Tod , sofern der Gesellschaftsvertrag
keine entgegengesetztenestimmungenenthält.

.
Jn jedem Falle kann die Genossenschafteinen Genossenschgxterans den

m»1GesellschaftsvertragefestgesetztenGründen, sowieWegen des eklnstes der

burgerlichenEhreiirechte,ausschließen

§. 39.

Die aus der Genossenschaftausgetretenen oder ausgeschldlxenenG»endssen-
fchafter, sowie die Erben verstorbenerGenossenschafterbleiben en Glanblgem
der Genossenschaftfür alle bis zu ihrem Ausscheiden»von der Genossensaft
eingegunenen Verbindlichkeitenbis zum Ablauf der Vertczhrung(Z. 63.) verha et.

Wennder Gesellschaftsvertragnichts Anderesbestimmt, haben sie an ·den
Reservefondsund an das sonst vorhandene Bermogen der Genossenschaftkeinen
Anspruch, sind vielmehrnur berechtigtzu verlangen, daßihnen ihr Geschafts-

600 an-
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antheil,wie er sich aus den Büchernergiebt, binnen drei Monaten nach ihrem
Ausscheidenausgezahlt werde.

, Gegen dieseVerp«ichtungkann sichdie Genossenschaftnur dadurch schützen,
daßsie ihre Auflösung eschließtund zur Liquidationschreitet.

Abschnitt v.

Von der Liquidationder Genossenschaft

Z. 40.

Nach
Auflösungd

der Genossenschaftaußerdem Falle des Konkurseserfolgt
die Liquidationdurch en Vorstand, wenn nicht dieselbedurch den Gesellschafts-f
vertrag oder einen Beschlußder Genossenschaftan andere Personen übertragen
wird. Die Bestellungder Liquidatorenist jederzeitwiderruflich

Z. 41.

Die Liquidatoren sind von dem Vorstande beim Handelsgerichtezur Ein-
tragung in das Genossenschaftsregisteranzumeldenj sie haben ihre Unterschrift
persönlichvor dieser Behörde zu zeichnenoder die Zeichnungenin beglaubigter
Form einzureichen. .

Das Austreten eines Liquidators oder das Erlöschender Vollmachteines
solchen ist gleichfalls zur Eintragung in das Genossenschaftsregisteranzu-
melden.

s. 42.

DrittenPersonen kann die Ernennungvon Liquidatoren,sowie das Aus-
treten»eines Liquidators oder das Erlöschender Vollmachteines solchen nur

insofernentgegengesetztwerden, als hinsichtlichdieserThatsachendie Voraus-
setzungenvorhanden sinds unter welchen nach Artikel 2.5. und 46. des Allge-
meinen Deutschen Handelsgesetzbucheshinsichtllcheiner Aenderung der Inhaber
einerszirma oder des Erlöschenseiner Prokura die Wirkung gegen Dritte
eintritt. .

Sind mehrere Liquidatoren Vorhanden,so können sie die zur Liquidation
gehörendenHandlungen mit rechtlicherWirkungnur in Gemeinschaftvornehmen,
sofern nicht ausdrücklichbestimmt ist, daß sie einzelnhandeln können.

s. 4«3.

Die Liquidatorenhaben die laufendenGeschäftezu beendigen,die Ver-
pfllchfxmgender aufgelöstånGenossenschaftzu erfüllen, die Forderungenderselben
einzuziehnund das VermögensderGenossenschaftzu versilbern,«sie haben die

Genossenfichst»g«,richtlichund außergerichtlichzu«vertreten, sie können für dieselbe .

Vergleichele en
"

Und Kompromisseeingehen. Zur Beendigung schwebender-

Geschäftekonnen die Liquidatorenauch neue Geschäfteeingehen. I

Die
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Die VeräußerungunbeweglicherSachen kann durchdie Liquidatoren,so-
fern nicht der Gesellschaftsvertragoder ein Beschlußder Genossenschaftanders

bestimmt, nur durch öffentlicheVersteigerungbewirkt werden.

s. 44.

Eine Beschränkungdes Umfan es der Geschäftsbefugnisseder Liquidatoren
(§. 42.) hat gegen dritte Personen keigierechtlicheWirkung

§. 45.

Die Liquidatorenhaben i re Unterschriftenin der Weise abzugeben-»daß
sie der bisherigen,nunmehr als iquidations-Firmazu bezeichnendenFirma Ihren
Namen beifugen .

s. 46.

Die Liquidatorenhaben«der Genossenschaftgegenüberbei der Geschäfts-
führung den von der GeneralversammlunggefaßtenBeschlüssenFolge zu geben,
widrigenfalls sie der Genossenschaftfür den durch ihr Zuwiderhandeln erwachsenen
Schaden persönlichund solidarischhaften.

Z. 47.

« »

Die bei Auflösung der Genossenschaftvorhandenen und die währendder

LiquidationeingehendenGelder werden, wie folgt, verwendet:

a) es werden zunächstdie Gläubigerder Genossenschaftje nach derFällig-
keit ihrer Forderungenbefriedigt und die zur Deckungnoch nicht falltger
Forderungen nöthigenSummen zurückbehalten-

b) aus den alsdann verbleibenden Ueberschüssenwerden die Geschäftsantheile
an die Genossenschafterzurückgezahlt.Reicht der Bestand zur vollstän-
digen Deckungnicht aus, so erfolgt die Vertheilung desselbennach Ver-

hältnißder Höhe der einzelnenGuthaben, wenn der Gesellschaftsvertrag
nicht anders bestimmt;

c) aus dem nach Deckungder Schulden der Genossenschaft,sowie der Ge-

schäftsantheileder Genossenschafter(Z. 39.), noch»verbleibenden Bestande
wird zunächstder Gewinn des letztenRechnungsjahres an die Genossen-
schafter Nach den Bestimmungendes Gesellschaftsvertragesgezahlt. Die

VertheilungweitererUeberschüsseunter die Genossenschaftererfolgt in

Ermangelunganderer Vertragsbestimmungennach Köpfen.

Z. 48.

Die Liquidatorenhaben sofort beim Beginn der Liquidationeine Bilanz
aufzustellenErgiebt diese oder eine später aufgestellteBilanz, daß das Ver«

mögen der Genossenschaft(emschließlichdes Reservefonds und der Geschäfts-
Mtheileder Genossenschaftek)zUk Deckungder Schulden der Genossenschaft

m-
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hinreicht, so haben die Liquidatoren bei eigenerVerantwortlichkeitsofort eine
Generalversammlungzu berufen und hierauf, sofern nichtGenossenschafterbinnen
acht Tagen nach der ab ehaltenen Generalversammlunden zur Deckung des
Ausfalles erforderlichen etra baar einzahlen, bei ZemHandelsgerichtedie

Eröffnungdes Konkurses (Fa iments) über das Vermögender Genossenschaft
zu beantragen.

§ 49

Ungeachtetder Auflösungder Genossenschaftkommen bis zur Beendigung
der Liquidation im Uebrigen in Bezug auf die Rechtsverhältnisseder bisheri en

Genossenschafteruntereinander , sowie zu dritten Personen, die Vorschriften es

zweiten
und dritten Abschnitts dieses Gesetzeszur Anwendung, soweit sich aus

en Bestimmungendes gegenwärtigenAbschnitts und aus dem Wesen der Liqui-
dation nicht ein Anderes ergiebt.

Der Gerichtsstand, welchen die Genossenschaftzur Zeit ihrer Auflösung
hatte, bleibt bis zur Beendigung der Liqutdation für die aufgelösteGenossen-
schaft bestehen. Zustellungen an die Genossenschaftgeschehenmit rechtlicher
Wirkung an einen der Liquidatoren.

Z. 50.

Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücherund Schriften der

aufgelöstenGenossenschafteinem der gewesenen Genossenschafteroder einem
Dritten in Verwahrung gegeben. Der Genossenschafteroder der,Dritte wird
in Ermangelung einer gültigenUebereinkunftdurch das andelsgerichtbestimmt.

Die Genossenschafterund deren Rechtsnachfolger ehalten das Recht auf
Einsichtund Benutzungder Bücherund Papiere.

s. 51.

Ueber das Vermö en der Genossenschaftwird auchaußerdem Falle des

§. 48. der Konkurs (Fa iment) eröffnet,sobald sie ihre Zahlungenvor oder

nach ihrer Auflösung eingestellt hat. Das Verfahren dabei bestimmen die
Landes esetze

«

ie Verpflichtung zur Anzeige der Zahlungseinstellungliegt dem Vor-
stande der Genossenschaftund, wenn die Zahlungseinstellungnach Auflösungder

Genossenschafteintritt, den Li uidatoren derselbenob.
.

Die Genossenschaftwir durch den Vorstand beziehunsweife die Liquidas
toren vertreten. Dieselben sindpersönlichzu erscheinenund uskunft zu ertheilen .

in allen Fällen verpflichtet, in welchendies fur den Gemeinschuldnerselbst vor-

geschriebenist. Dieselbensind berechtigt, gegen jede angemeldeteForderun», un-

abhängigVon dem Vettketer (KUWtok- Perwalter)der Konkursmasse ider-
· stuch zu erheben. Dieser Widerspruchhält die Feststellung der Forderung im

Konkurseund ihre Befriedigung aus der Konkursmassenicht auf. Ein Zwangs-
Akkord (Konkordat)findet nicht statt.

A

Der Konkurs (Falliment) über das Genossenschaftsvermögenzieht den
Konkurs (Falliment)über das Privatvermögender einzelnenGenossenschafter
nicht nach sich.

D et
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Der Beschlußüber Eröffnungdes Konkurses (resp. die Erklärungdes

Falliments) hat die Namen der solidarischverhaftetenGenossenschafternicht zu
enthalten. Sobald der Konkurs (Falliment) beendigtist, sind die Gläubigerbek
rechtigt, wegen des Ausfalles an ihren Forderungen, jedochnur, wenn solchebei
dem Konkursverfahren(Falliment)angemeldet und verifizirt sind, einschließlich
Zinsen und Kosten, die einzelnen, ihnen solidarischhaftendenGenossenschafterin
Anspruch zu nehmen.

Die Genossenschafterkönnen, wenn sie wegen solcherAusfälleverklagt
Werden- BUTgegeklsolche ForderungenEinwendungen machen, bei welchender

DOHRNerwahnte Wldekspruch(Absatz3.) von dem Vorstande, beziehungsweiseden

Liquidatoren vor der Verifikationerhoben ist.

5. 52.

Nachdemdas Konkursverfahren(Falliment) so weit gediehenist, daß der

Schlußvertheilungsplanfeststeht,liegt dem Vorstande ob, eine Berechnung (Ver-
theilUUgsPlaOanzufertigen,aus welcher sich ergiebt, wie viel jeder Genossen-
schafterzur Befriedigungder Gläubigerwegen der im Konkurs erlittenen Aus-

fälle bei utragen habe.
»

ird die Zahlun der Beiträge verweigert oder verzögert,so ist der Ver-
theilungsplanvon dem orstande dem Konkursgerichtmit dem Antrage einzu-
reichen: den Vertheilun splan für vollstreckbarzu erklären. Dem Antra e ist
eine Abschriftoder ein bdruck des Gesellschaftsvertragesund ein Verzeichni der

.Ausfälleder Gläubiger,sowie der nach dem Plane zu einem Beitrage verpflich-
teten Genossenschafterbeizufügen.

s. 53.

Bevor das Gericht über den Antrag Beschlußfaßt, sinddie Genossen-
schafter mit ihren etwanigen Erinnerungen gegen den Plan in einem Termine
zu hören. Mit Abhaltung des Termins wird , wenn das Konkursgerichtein
Kolle ialgericht ist, ein Mitglied des letzteren(Richterkommissar)beauftragt.Bei
der orladung der Genossenschafterist eine Mittheilun des Planes nichterfor-
derlich«es enügt, daß derselbedrei Tage vor dem ermine zur Einsichtder

Genosfenschasterbei dem Gerichteoffen liegt und daßdies denselbenbeider Vor-

ladung angezeigtwird. Von dem Termine ist auch der VorstandinKenntniß
zu, setzen.Die nochmaligeVorladun eines Betheiligten,welcher in dem Ter-
mine nicht erscheint, ist nicht erforder ich. Werden Erinnerungenerhoben, so ist
das betxeffendeSach- und Rechtsverhältnißin dem Terznmethuniichstinsoweit
aufzuklaren,als zur vorläufigenBeurtheilungder Erheblichkeitder Erinnerungen
erforderlichist.

s. 54.

Nach Abschlußdes W!S. 53. bezeichnetenVerfahrensunterziehtdas Ge-

richt auf Grundlage der beigebrachtenSchriftstückeund der von dem Richter
aufgenommenenVerhandlungen,

den Vertheilungsplaneiner näherenPrüfung,
berichtigtden Plan , soweit nothig, und erläßthierauf den Beschluß, durch gel-en
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chen derselbefiir vollstreckbarerklärt wird. Das Gericht kann vor Abfassung
des Beschlu-es von dem Vorstand jede nähereAufklärungund die Beibringung
der in dem esitzedesselbenbefindlichen, zur Erledigung von Zweifeln dienenden
Urkunden fordern.

Im Gebiete des RheinischenRechts wird der Beschlußin der Raths-
kammer auf den Vortrag eines Berichterstattersgefaßt.

Gegen den Beschlußist ein Rechtsmittelnicht zulässig

Z. 55.

Eine Ausfertigun des Planes , sowie des Beschlusses, durch welchender-

selbe für vollstreckbarer lärt ist, wird dem Vorstande mitgetheilt.
Die Urschrift oder eine zweiteAusfertigungist bei dem Gerichte zur Ein-

sicht der Genossenschafteroffen zu legen; sämmtlicheGenossenschaftersind hiervon
in Kenntnißzu setzen.

Der Vorstand ist befugt und im Falle der Weigerung oder Zö erung
verpflichtet,die Beiträge,welche nach dem fur vollstreckbarerklärten Vertheiangs-
plane von den einzelnenGenossenschafternzu zahlen sind, im Wege der Exekw
tion beitreiben zu lassen.

"

Z. 56. —-

Jeder Genossenschafterist befugt, den Vertheilungsplan im We· e der

Klage anzufechten; die Klage ist gegen die übrigen betheiligtenGenossenschafter
zu richten; diese werden in dem Prozesse von dem Vorstande vertreten Für die
Kla e ist das Gericht zuständig,bei welchemdie Genossenschaftihren allgemeinen
Gerichtsstand hatte (§. 11.). Durch die Anstellung der Klage und die Einlei-
tungdes Prozesseswird die Exekutionnicht gehemmt.

Z. 57.

st die Exekutiongegen einzelneGenossenschafterfruchtlos,so hat der Vor-

stand den dadurch entstehendenAusfall in einem anzufertigendenneuen Plane
unter die übrigenGenossenschafterzu vert eilen. Das weitere Verfahrenbestimmt
sich nach den Vorschriftender Js. 52——5 ·

Z. 58.

Der Vorstand ist zur Erhebung der von den Genossxeznschafternzu entrich-
tenden Beiträge berechtigtund zur bestimmungsmäßigenerwendung derselben
verpflichtet.

Z. 59.

Wenn das Vermögender Genossenschaftzur Befriedigungder Gläubiger
sich als unzureichenderweist, ohne daß die Eröffnungdes Konkurseserfolgenlkann
(§. 12.), so kommen in Ansehung der Einziehungder zur Deckungder Ausfälle-
erforderlichenBeträge die Bestimmungender §Z. 52——58. in entsprechenderWeise
mit der «Maaßgabezur Anwendung,dahß

an Stelle des Konkursgerichtsdas Gericht
tritt, bei welchemdie Genossenschafti ren allgemeinenGerichtsstandhatte.s60
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§. 60.

Wenn der Vorstand die ihm nach den Is. 52-——59.obliegendenVerpflich-
tungen zu erfüllenaußer Stande ist oder deren Erfüllun versäumt,so kann das

Gericht ans den Antrag eines betheiligtenGenossenschaFterseinen oder mehrere

lEsåeiigtssenschafter
oder auch andere Personen mit den Verrichtungendes Vorstandes

eau ragen.
·

s. 61.

»

Sind an die Stelle des Vorstandes Liquidatoren getreten, so geltendie
Bestimmungender Is. 52—60., insoweit sie den Vorstand betreffen, fur dte

Liquidatoren.
«

·

f

§..,62.

Durch das in den Z§.52—61. angeordneteVerfahren wird an dem Rechte
derGenossenschaftsgläubiger,wegen der an ihren Forderungen erlittenen AusfalIe
die Genossenschaftersolidarischin Anspruch zu nehmen, nichts geändert.

Abschnitt vi.
. sz

Von der Verjährungder Klagen gegen die Genossenschaften

Z. 63.

Die Kla en e en einen Genossenschafteraus Ansprüchenge en die Ge-

nossenschaftverjgähreisikizizweiJahren nachAuflösungder Genossenschaäodernach
seinem Ausscheiden oder seiner Ausschließungmausderselben, sofern.nichtnach
Beschaffenheitder Forderung eine kürzereVerfahrungsfristgesetzlicheintritt.

Die Verjährungbeginnt mit dem Tages an welchem die Auflosungder

Genossenschaftin das Genossenschaftsregistereingetragen oder das Ausscheiden,
beziehungsweisedie

« Ausschließungdes Genossenschaftersdem »Handelsgerichte
angezeigtist. Wird die Forderung erst nachdiesemZeivtpuziktefallig, so beginnt
die Verjährungmit dem Zeitpunkteder FälligkeitBei kundbaren Forderungen

, tritt die Kündigungsfristder Verjährungsfristhinzu. .
.

·

- Jst noch ungetheiltes Genossenschaftsvermogenvorhanden, so kann dem
Gläubigerdie zweijährigeVerjährungnicht entgegengesetztwerden, sofern er seine
Befriedigungnur aus dem Genossenschaftsvermögensucht.

s. 64.

Die Verjährungzu·Gunsten eines ausgefchiedenenoder ausgeschlossenen
Genossenschafterswird nicht durchRechtshandlungengeen einen anderen Genossen-
schafter,wohl aber durchRechtshandlungengegen die FortbestehendeGenossenschaft
unterbrochen. .

«

Die Verjährungzu Gunsten eines bei der Auflösungder Genossenschaft
Bundes-Gesetzbl.18689 61 ZU
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zu dersele gehörigenGenossenschafterswird nicht durchRechtshandlungengegen
einen anderen Genossenschafter,wohl«aber durch Rechtshandlungengegen die

s

Liquidatoren, beziehungsweisegegen die Konkursmasse,unterbrochen.

§. 65.

Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährigeund bevormundete Per-
sonen, sowie gegen juristischePersonen, denen gesetzlichdie Rechte der Minder-

jährigenzustehen, ohne Zulassung der Wiedereinsetzungin den vorigen Stand,
jedochmit Vorbehalt des Regresses gegen die Vormiinder und Verwalter.

Schlußbestimmungen

Z. 66.

Das Handels ericht at den Vorstand der Genossenschaft,be ie un· sweise
die Liquidatoren,zurgBefolgungder in den §§. 4. 6. 18. 23. 25. Acbsatz2.»
Z. 31. Absatz3. Z. Absatz2. Is. 36. 41. 48. 52—59. 61. enthaltenen Vor-
schriften von Amtswegendurch Ordnungsstrafen anzuhalten.

Das hierbei zu befolgendeVerfahren ist von den Regierungender einzelnen
Bundesstaaten in den nach Z. 70. zu erlassendenAusführungs- Verordnungen
zu bestimmen.

§. 67.

Unrichtigkeitenin den nach den Vorschriften des gegenwärtigenGesetzes
dem Vorstande obliegendenAnzeigen oder sonstigen amtlichen Angaben werden

gegen die Vorstandsmitgliedermit Geldbußebis zu 20 Rthlr. geahndet.

s. 68.

Durch die im Z. 67. enthaltene Bestimmung wird die Anwendunghärte-
rer Strafen nicht ausgeschlossen,wenn dieselbennach sonstigenGesetzendurch die

Handlung begründetwerden.

§. 69.

Die Eintragungen in das Genossenschaftsregistererfolgen kostenfrei.

Z. 70.

·

Wo dieses Gesetzvon dem Handelsgerichtespricht, tritt in Ermangelung
emes besonderenHandelsgerichtsdas ordentlicheGericht an dessenStelle.

Z. 71.

In demVermögensstandeeiner schonbestehendenGenossenschaftwird durch
deren Eintragung in das Genossenschaftsregisternichts geändert.

. » Auf
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Auf nicht eingetrageneGenossenschaftenkommen die Bestimmungendieses
Gesetzesnicht zur Anwendung.

s

§. 72.

Die niiherenBestimmungenBehufs Ausführung dieses Gesetzeswerden
von den Regierungen der einzelnenBundesstaaten im Verordnungswege erlassen.

Z. 73.

Das gegenwärtigeGesetztritt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft.
Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem

Bundes-Jnsiegel.
·

GegebenSchloßBabelsberg, den 4. Juli 1868.

(Ij«.s.) Wilhelm.
Gr. v. BismarckiSchönhausen

(NI"· 135») Gesetz,betreffenddie Kontrole des Bundeshaushalts für die Jahre 1867. bis 1869.

Vom 4. Juli 1868.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen2c.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgterZustimmung des

Bundesrathesund des Reichstages, was folgt:

s. 1.

Z Die Kontrole des gesammten Bundeshaushalts durch Prüfung und Fest-
stellungder Rechnungenüber Einnahmen und Ausgaben von Bundesgeldern,
uber Zugang und Abgang von Bundeseigenthumund über die Verwaltung der
Bundesschuldenwird für die Jahre 1867., 1868. und 1869. von der Preußischen
ObersRechnungskammerunter der Benennung:

f..ht
«RechUUUgsh-)fdes Norddeutschen Bundes«

ge u r.

s. 2.

DieOber-Rechnungskammerwird zu diesemZweck(s. 1.) durch eine auf
Grund UahekekBestimmung des Bundesrathes eintretendeVermehrung ihrer
MitgliederNachBedürfnisVerstärkt Die shiernachneu hinzutretendenMitglieder
werden vom Bundesrathe gewähltund vom Bundespräsidiumangestellt

J.
.
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- S. 3.

Die Ober-Rechnungskammerführt die nach s. 1. dieses Gesetzesihr ob-

liegendeKontrole nach MaaßgabederjenigenVorschriften, welchefür ihre Wirk-

samkeit als PreußischeRechnungs- Revisionsbehördegegenwärtiggelten. Dieselben
Rechte und Pflichten, welche ihr in dieser letzterenEigenschaftden Preußischen
Behördenund Beamten gegenüberbeigelegtsind, stehen ihr in ihrer Eigenschaft
als Rechnungshofdes NorddeutschenBundes den Bundesbehördenund Beamten

gegenüberzu.
«

ZU4.

Als Rechnungshof des NorddeutschenBundes hat die Ober-Rechnungs-
kammer die Rechnun en des Bundeskanzler-Amts und des Reichstages vom

1. Juli 1867. ab , die echnungender Bundes-Militairverwaltungvon demjenigen
Zeitpunkte ab , mit welchem die betreffendenKontingenteauf den Bandes-Etat

getreten sind, und die sonstigen Rechnungen vom l. Januar 1868. ab ihrer
Revision zu unterziehen.

§. 5.

Eine Instruktion für die Ober-Rechnungskammerals Rechnungshofdes

Norddeutschen Bundes erläßt der Bundeskanzler un Einvernehmenmit dem

Bundesrathe.
»

Diese Instruktion wird dem Reichstage bei dessennächstemZusammentritt
mitgetheilt.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes-Jnsiegel.

Gegeben Schloß Babelsberg, den 4- Juli 1868.

(I-s ss) Wilhelm
Gr. V. BismarcksSchönhausen»

b

Redigirtim Büreau des Bundeskanzlers.

Berlin, gedrucktin dir KöniglichenGeheimen ObersHofbuchdruckekei
«

« (R. v. Dockn).


